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Das Bundeskartellamt (BKartA)macht im Bereich des Kraftstoffgroßhandels erstmals Gebrauch vondem2023 in Kraft getretenen

neuenWettbewerbsinstrument, § 32f Abs. 3 GWB (vgl. BKartA, PMvom6.3.2025). Die Behörde habe ein Verfahren eingeleitet, um

in einem ersten Schritt zu prüfen, ob im Kraftstoffgroßhandel eine erhebliche und dauerhafte Störung desWettbewerbs vorliegt.

Sollte sich dies bestätigen, könnte das BKartA zielgerichtete Maßnahmen erwägen, um diese Störungen abzustellen. Andreas

Mundt, Präsident des BKartA: „Wenn der Wettbewerb in einer Branche schon aufgrund struktureller Gegebenheiten gestört ist,

stößt das klassische Kartellrecht, das an einen Gesetzesverstoß einzelner Unternehmen anknüpft, an seine Grenzen. Anhalts-

punkte für eine solche strukturelle Störung des Wettbewerbs sehen wir im Kraftstoffgroßhandel. Insbesondere die hier weit ver-

breiteten Preisinformationsdienste könnten ein hohes wettbewerbliches Risiko bergen. Demwollen wir jetzt weiter nachgehen.

Unser neues Eingriffsinstrument ist genau für solche Fälle gedacht. Zunächst werden wir prüfen, ob auf einzelnen Märkten oder

marktübergreifend eine erhebliche und fortwährende Störung des Wettbewerbs besteht. Sollte sich dies bestätigen, werden wir

die Ursachen angehen, um denWettbewerb wieder zu beleben.“ Im Rahmen der kürzlich abgeschlossenen Sektoruntersuchung

Raffinerien und Kraftstoffgroßhandel (s. PM v. 19.2.2025) hatten sich erste Anhaltspunkte für erheblichewettbewerbliche Risiken

aufgrund der im Kraftstoffgroßhandel genutzten Preisinformationsdienste ergeben. Durch die Veröffentlichung von sehr detail-

liertenMarktinformationen steige generell das Risiko einer Kollusion, also einer stillschweigenden Einigung der Marktteilnehmer

auf ein Preisniveau, das überdemWettbewerbspreis liegt. Auch bestehe dieGefahr, dass einzelneMarktteilnehmer Preisnotierun-

gen gezielt manipulieren. Hinweise auf konkrete Kartellrechtsverstöße haben die Ermittlungen hingegen nicht ergeben. In sei-

nem jetzt eingeleiteten Verfahrenwerde das BKartA daher insbesondere die Auswirkungen der beiden in Deutschland amhäufig-

sten genutzten Preisinformationsdienste von Argus Media und S&P Global näher untersuchen. Das neue kartellrechtliche Instru-

ment des § 32f Abs. 3 GWB sieht ein mehrstufiges Verfahren vor und erlaubt es dem BKartA in einem ersten Schritt im Anschluss

an eine Sektoruntersuchung auf einemodermehrerenMärkten eine erhebliche und fortwährende StörungdesWettbewerbs fest-

zustellen. Darauf aufbauend können dann Abhilfemaßnahmen verhängt werden, auch ohne konkrete Feststellung eines Versto-

ßes gegen das Kartellrecht. Das Verfahren nach § 32f Abs. 3 GWB ist subsidiär zu den sonstigen Befugnissen des BKartA. Nach

derzeitigem Erkenntnisstand erscheint die Anwendung der herkömmlichen Befugnisse möglicherweise nicht ausreichend, um

die festzustellendenWettbewerbsdefizitewirksamunddauerhaft zu beseitigen.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Vertragsverletzung – Verurteilung

von fünf Mitgliedstaaten (u. a. Deutsch-

land) zu finanziellen Sanktionen wegen

Nichtumsetzung der „Whistleblower“-RL

Im Rahmen mehrerer gesonderter Klagen hat

die Kommission beantragt, festzustellen, dass

Deutschland, Luxemburg, die Tschechische Re-

publik, Estland und Ungarn dadurch gegen ihre

Verpflichtungen aus der „Whistleblower“-RL (EU)

2019/1937 verstoßen haben, dass sie die Vor-

schriften, die erforderlich sind, um dieser RL

nachzukommen, nicht erlassen oder jedenfalls

der Kommission nicht mitgeteilt haben. Außer-

dem hat die Kommission beantragt, gegen je-

den dieser Mitgliedstaaten finanzielle Sanktio-

nen in Form von Pauschalbeträgen zu verhän-

gen.

Der Gerichtshof weist auf die Bedeutung hin,

die der Umsetzung dieser Richtlinie angesichts

des hohen Schutzniveaus zukommt, das sie

Hinweisgebern gewährt, die einen Verstoß ge-

gen das Unionsrecht melden, und gibt den

Klagen der Kommission statt, indem er das

Vorbringen der betroffenen Mitgliedstaaten

zurückweist und diese zu finanziellen Sanktio-

nen verurteilt (Deutschland 34 000 000 Euro,

Pauschalbetrag).

EuGH, Urteile vom 6.3.2025 – C-149/23, C-150/

23, C-152/23, C-154/23, C-155/23
(EuGH PM Nr. 29/25 vom 6.3.2025)

BGH: SonntäglicherApotheken-Lieferservice

a) Ist im Protokoll des zur Verkündung einer Ent-

scheidung anberaumten Termins nicht festge-

halten, dass ein Urteil verkündet wurde, ist die

Verkündung nicht bewiesen. Wird das erstin-

stanzliche Urteil weder durch Verkündung noch

in anderer Weise wirksam verlautbart, handelt

es sich dabei lediglich um einen Urteilsentwurf,

mit dem das erstinstanzliche Verfahren noch

nicht abgeschlossen ist.

b)DerGesetzgeberdes LandesNordrhein-Westfa-

len ist berechtigt, in § 7 Abs. 2 Satz 1 LÖG NRW

ApothekenschließungenanSonn- und Feiertagen

anzuordnen, die durch Verbotsverfügungen der

Apothekerkammern konkretisiert werden. Er ist

hierannicht durchdie bundesrechtliche Regelung

der Verpflichtung der Apotheker zur Dienstbereit-

schaft in§ 23Abs. 1Satz1ApBetrOgehindert.

c) Ein Apotheker, der bei Vorliegen einer solchen

seine Apotheke betreffenden Verbotsverfügung

der Apothekerkammer seine Kunden an Sonn-

und Feiertagen durch einen Lieferdienst mit Arz-

neimitteln beliefern lässt, die er in den Räumen

seinerApothekezumVersandvorbereitetundvon

dort ausandenLieferdienstübergibt, verstößtge-

gen § 7 Abs. 2 Satz 1 LÖG NRW, auch wenn er die

Verkaufsstelle seinerApothekegeschlossenhält.

BGH, Urteil vom 6.3.2025 – I ZR 20/24
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-641-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Fernbus in Belgien

a) Die Rechtmäßigkeit einer von der zuständi-

gen deutschen Behörde (hier: dem Umweltbun-

desamt) auf Ersuchen einer für die Verfolgung ir-

reführender Angaben gegenüber Verbrauchern

zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats der

Europäischen Union (hier: der belgischen Gene-

raldirektion Wirtschaftsinspektion, ADEI) auf der

Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 2017/2394

über die Zusammenarbeit zwischen den für die

Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zu-

ständigen nationalen Behörden (ABl. EU 2017 L

345 S. 1, Consumer Protection Cooperation –

CPC-Verordnung) gegen ein in Deutschland

ansässiges Unternehmen erlassenen Untersa-

gungsanordnung setzt nicht voraus, dass eine

den innerstaatlichen Anforderungen des belgi-

schen Rechts genügende „Grundverfügung“ der

ADEI als ersuchende Behörde vorliegt. Die Be-

fugnisse der ersuchenden Behörde ergeben sich

vielmehr ebenso wie diejenigen der ersuchten

Behörde unmittelbar aus den Bestimmungen

der CPC-Verordnung.

b) Die gegen die im Rahmen eines Verfahrens

gemäß der CPC-Verordnung ergangene Be-

schwerdeentscheidung erhobene Rechtsbe-

schwerde kann nicht auf eine Verletzung von

ausländischem Recht gestützt werden. An die

Feststellungen des Beschwerdegerichts, die das

Bestehen und den Inhalt des materiellen auslän-

dischen Rechts betreffen, ist das Rechtsbe-
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